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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Umwelt, Energie und 
Sauberkeit  -

  
Tagesordnung I  Punkt 4 der öffentlichen Sitzung am 29. November 2011

Vorlagen-Nr. 11-F-03-0109

Taubenschlag Luisenplatz
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
vom 23.11.2011

Das Hessische Kultusministerium am Luisenplatz hat den Vertrag für den Taubenschlag der Stadt zum Ende 
der KW 47, also zum 27.11.2011, aufgekündigt. Das heißt, dass die Tiere in wenigen Tagen aus dem Schlag 
entfernt werden und dass die regelmäßige Fütterung eingestellt wird. Die an haustierähnliche Haltung 
gewöhnten Tiere werden damit möglicherweise der Gefahr des Verhungerns ausgesetzt.
Der Umweltausschuss möge beschließen: 
Der Magistrat möge berichten, 

1. ob das kurzfristige Aussetzen und die Einstellung der Fütterung der Tauben nach seiner Einschätzung 
mit dem Tierschutzgesetz vereinbar ist;

2. ob und in welcher Form eine Ersatzunterkunft für die Tauben am Luisenplatz kurzfristig zur 
Verfügung gestellt und die Fütterung fortgesetzt werden kann;

3.ob das Einsammeln der Tiere und die anschließende Unterbringung in einem Container  eine denkbare 

Beschluss Nr. 0128

Es  wird Kenntnis genommen von der Zusage des Magistrats – Frau Stadträtin Zeimetz, wonach ein 
Bericht an den Ausschuss gehe. 

Herrn Stadtverordnetenvorsteher Wiesbaden,     .12.2011
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Maritzen
Vorsitzender

Der Stadtverordnetenvorsteher Wiesbaden,     .12.2011
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Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Nickel
Stadtverordnetenvorsteher

Der Magistrat Wiesbaden,     .12.2011
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Dezernat VII
mit der Bitte um weitere Veranlassung 

Dezernat II
mit der Bitte um Kenntnisnahme Dr. Müller

Oberbürgermeister
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